
Damit bleibt nur das Argument, daß das beschleu
nigte Verfahren die Rechte des Angeklagten stark ein
schränkt. Es muß m. E. entschieden zurückgewiesen 
werden. Ich weiß nicht, welche Rechte des Angeklag
ten im beschleunigten Verfahren stark eingeschränkt 
werden sollen. Die §§ 231 — 235 StPO enthalten tat
sächlich nicht eine einzige Bestimmung, die den An
geklagten schlechter stellt, als das sonst der Fall ist. 
Es ist nur vorstellbar, daß die Kommission eine Be
schränkung der Rechte des Angeklagten hinsichtlich 
des Tätigwerdens eines Verteidigers gesehen hat. Das 
ist jedoch ebenfalls nicht zutreffend. Tatsächlich ist 
auch das Recht des Angeklagten auf Verteidigung un
eingeschränkt gewährleistet. Durch die besonderen 
Bestimmungen in § 235 StPO wird dabei ausdrücklich 
gesichert, daß der Angeklagte auch im beschleunigten- 
Verfahren einen Verteidiger beauftragen 'kann. Aller
dings darf man die Bestimmungen des § 235 StPO 
nicht losgelöst von den §§ 231 — 234 StPO betrachten. 
So kann natürlich nicht geduldet werden, daß das be
schleunigte Verfahren praktisch illusorisch wird, weil 
ein Verteidiger sich nicht die Zeit nimmt, in dem da
für zur Verfügung stehenden Zeitraum die im be
schleunigten Verfahren niemals umfangreichen Akten 
einzusehen. In Wirklichkeit ist doch absolute Voraus
setzung des beschleunigten Verfahrens, daß der Sach
verhalt e i n f a c h  und der Beschuldigte g e s t ä n d i g  
ist, so daß — das hat die Praxis längst bewiesen — 
es der Angeklagte meist nicht für notwendig erachtet, 
einen Verteidiger zu beauftragen. Das Recht des An
geklagten auf Verteidigung ist deswegen nicht be
schränkt. Die Bestimmungen des § 235 StPO schließen 
außerdem nicht aus, daß der zuständige Staatsanwalt 
dem Beschuldigten gegebenenfalls auch bereits vor Ab
gabe der Akten an das Gericht Beauftragung eines 
Verteidigers ermöglicht und den üblichen Verkehr mit 
diesem gestattet.

Die praktisch zu treffende Entscheidung: Muß das 
beschleunigte Verfahren die A u s n a h m e  bleiben, die 
nur in ganz besonderen Fällen möglich ist und gegen 
die es im übrigen viele Bedenken gibt? Oder ist es eine 
für die erfolgreiche Verbrechensbekämpfung äußerst 
bedeutsame Möglichkeit der besonders schnellen Ver
urteilung von Straftaten, die gefördert werden muß, 
um sie im Rahmen der von den strafprozessualen Be
stimmungen gezogenen Grenzen weitgehend zu nutzen? 
— diese Entscheidung kann nur auf Grund einer allsei
tigen Prüfung getroffen werden.

Die an der Strafverfolgung beteiligten Organe haben 
gemeinsam die in § 2 GVG gestellten Aufgaben zu 
erfüllen. Das geschieht durch die Aufklärung und 
Verurteilung der den Strafverfolgungsorganen bekannt 
werdenden Straftaten. Die bereits an anderer Stelle 
veröffentlichten Zahlen der Entwicklung der Krimi
nalität in der Deutschen Demokratischen Republik de
monstrieren dabei überzeugend, daß der von den 
Strafverfolgungsorganen der DDR bereits vor Jahren 
eingeschlagene Weg der Beschleunigung des Unter- 
suchungs- und Gerichtsverfahrens richtig ist und we
sentlich dazu beiträgt, Rechtssicherheit und Gesetzlich
keit zu festigen und dadurch das Vertrauen der Bür
ger zur Staatsmacht der Arbeiter und Bauern zu 
stärken.

Diese Beschleunigung, die bereits dazu führte, daß 
ein großer Teil aller Täter nach ein -bis zwei Monaten 
gerichtlich verurteilt ist, wurde im wesentlichen schon 
durch die Einführung von Bearbeitungsfristen für die 
Untersuchungsorgane, die Staatsanwaltschaft und das 
Gericht erreicht. Abgesehen davon, daß es dabei bis
her sogar noch sehr ernste Mängel hinsichtlich der 
Einhaltung dieser Bearbeitungsfristen gegeben hat 
und auch insoweit noch längst nicht alle Möglichkeiten 
der Beschleunigung ausgeschöpft werden, wurden die 
besonderen Verfahrensarten der Strafprozeßordnung 
und auch die Möglichkeit der Abkürzung der Ladungs- 
frist dafür noch nicht systematisch ausgenutzt. Wäh
rend das beschleunigte Verfahren kaum Beachtung 
fand und nur zufällig angewendet wurde — und dann, 
wie die StPO-Kommission berechtigt kritisiert, sehr 
oft aus völlig falschen Beweggründen und auch nicht 
immer in den geeignetsten Fällen —, war das Straf
befehlsverfahren in der Vergangenheit zeitweilig in
offiziell tatsächlich bereits „abgeschafft“, und inner

halb der Staatsanwaltschaft z. B. war man manchmal 
sehr stolz darauf, möglichst lange Zeit hindurch nie
mals einen Strafbefehl beantragt zu haben. Erst in 
letzter Zeit -hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, daß 
auch das Strafbefehlsverfahren, trotz aller Vorsicht, 
die ihm gegenüber wirklich begründet ist, eine der 
Möglichkeiten ist, auf Straftaten im Interesse des Staa
tes und auch des einzelnen Bürgers schnell und richtig 
zu reagieren.

Es ist nicht Sinn dieses Artikels, umfassend zu dem 
Problem des Strafbefehlsverfahrens Stellung zu neh
men. Die wirkliche Bedeutung und die praktische Not
wendigkeit des beschleunigten Verfahrens kann aber 
nur richtig beurteilt werden, wenn es im Rahmen aller 
Mittel und Möglichkeiten, die der Beschleunigung des 
Strafverfahrens dienen, betrachtet wird. Deshalb muß 
hier auch mindestens noch festgestellt werden, daß sich 
inzwischen in der Praxis eine im allgemeinen durch
aus richtige Ausnutzung des Strafbefehlsverfahrens 
entwickelt hat. Dieses gelangt bei einer Reihe ver
hältnismäßig geringfügiger Vergehen zur Anwendung, 
bei denen der Sachverhalt nicht nur einfach ist, son
dern auch auf Grund des objektiven Ermittlungsergeb
nisses und der Geständigkeit des Beschuldigten keiner
lei Zweifel am Vorliegen dieses Vergehens bestehen 
und außerdem infolge der bereits im Ermittlungsver
fahren erfolgten Einwirkung auf den Beschuldigten eine 
bestimmte Gewißheit vorhanden ist, daß dieser auch 
die Begründetheit und Notwendigkeit einer entspre
chenden Bestrafung — Geldstrafe oder sehr niedrige 
Freiheitsstrafe — ohne nochmalige Einwirkung durch 
Anklage, Eröffnungsbeschluß und Hauptverhandlung 
einsehen wird. Dabei spielen zusätzlich oft noch an
dere Gründe, u. a. auch das Verhältnis von Straftat 
und Aufwand bei der Strafverfolgung (einschließlich 
des Produktionsausfalls) eine Rolle, gegen die m. E. 
keine Bedenken bestehen können, wenn die Sache in 
der vorher angedeuteten Weise die Anwendung des 
Strafbefehlsverfahrens rechtfertigt.

Es ist aber kein Zufall, daß Anfang 1957 im Rah
men der insbesondere durch das 30. Plenum des ZK 
der SED ausgelösten Überprüfung unserer Arbeit auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung in Verbindung mit 
der Forderung nach Hebung der Qualität und richtiger 
Differenzierung vor allem die Forderung erhoben 
wurde, ein noch schnelleres Reagieren der Strafverfol
gungsorgane zu gewährleisten. Diese Forderung ist 
eine ernste Schlußfolgerung -aus einigen Vorkomm
nissen des vergangenen Jahres, besonders den Okto
ber-Ereignissen in Ungarn, sowie aus der Auswertung 
der Entwicklung der Kriminalität bis Ende des Jahres 
1956.

Der Schutz der Gesellschafts- und Staatsordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik, die Sicherung 
unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht machten es, wie 
sich gezeigt hatte, notwendig, daß die Strafverfol
gungsorgane jederzeit in der Lage sind, sehr schnell 
zu reagieren und alle konterrevolutionären Machen
schaften 'bereits im Keime zu ersticken. Gleichzeitig 
ergab die Auswertung der Kriminalitätsentwicklung, 
daß es sehr ernste Schwächen bei der Aufklärung von 
Straftaten gibt.

Beide Feststellungen forderten gebieterisch, solche 
Mittel und W-ege zu suchen, die den Strafverfolgungs
organen unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht zur 
schnellen Überwindung der bestehenden Mängel hel
fen und sie dazu befähigen, schlagkräftiger als in ”der 
Vergangenheit auf feindliche Machenschaften zu rea
gieren und durch die Erziehung solcher Rechtsbrecher, 
die nicht aus konterrevolutionären Motiven, sondern 
auf Grund mangelnder Disziplin und zurückgebliebe
nen Bewußtseins alle möglichen Straftaten der allge
meinen Kriminalität begehen, weit wirksamer bei der 
Entwicklung eines sozialistischen Bewußtseins und der 
Gestaltung des Sozialismus überhaupt mitzuhelfen.

Eine solche wirksamere Einflußnahme auf das ge
samte gesellschaftliche Geschehen ist dann unmöglich, 
wenn ein Provokateur, der in einer solchen Situation 
wie während der Oktoberereignisse in Ungarn in Er
scheinung tritt, erst im Januar oder Februar des dar
auffolgenden Jahres vor Gericht gestellt und bestraft 
wird. Sie ist auch nicht zu erreichen, wenn Ver-
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